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ebbe Volquardsen, 
geb. 1982 in Niebüll, 
Skandinavist, Politik- und 
Kulturwissenschaftler, 
lebt nach zehnjähriger 
Lehrtätigkeit in Grönland 
in Neu-Isenburg.

D ie Stadt Karlsruhe könnte schon 
bald vor einem Dilemma stehen. 
Im Januar 2025 zeichnete sie 
ihren langjährigen Stadtvertre-

ter Tom Høyem (FDP) mit der Ehrenme-
daille aus.1 In den 1980er Jahren war der 
gebürtige Däne, mittlerweile auch deut-
scher Staatsbürger, Dänemarks letzter  
Minister für Grönland – ein Amt aus der 
Kolonialzeit, dessen Abschaffung 1987, 
acht Jahre nach Einführung der grön-
ländischen Selbstverwaltung, besiegelt 
wurde. Dies wäre kaum erwähnenswert, 
hätte Høyem in jüngster Zeit nicht selbst 
wieder die Öffentlichkeit gesucht.

Seit Donald Trumps erneuter Ankün-
digung, Grönland notfalls auch mit Ge-
walt unter US-Kontrolle bringen zu wol-
len, richtet sich der Blick der Öffentlich-
keit zunehmend auch auf Dänemarks 
Bemühungen, seine Kolonialgeschichte 
in der Arktis aufzuarbeiten und sich mit 
den international umworbenen und Un-
abhängigkeit fordernden Grönländern 
zu versöhnen. Beide Entwicklungen – die 
geopolitische und die erinnerungspoliti-
sche – sind inzwischen so eng miteinan-
der verflochten, dass sie nur im Zusam-
menspiel verstanden werden können.

Ende 2024 bezeichnete Grönlands da-
maliger Ministerpräsident Múte B. Egede 
das ab 1960 erfolgte, systematische und 
oft ohne Zustimmung durchgeführte Ein-
setzen von Verhütungsspiralen bei min-
derjährigen Inuit als Völkermord. Ege-
des Urteil war nicht juristisch, sondern 

1	 Vgl. Politische »Urgesteine« geehrt, karlsruhe.de, 
30.1.2025.

politisch. Er nannte keine Schuldigen, 
sondern klagte ein System an, das vielen 
Grönländern Entmündigung, Zwang und 
staatliche Übergriffe auferlegt hatte –  
nicht nur im Fall der Spiralen. Da die UN-
Völkermordkonvention ausdrücklich die 
»Verhängung von Maßnahmen, die auf 
die Geburtenverhinderung innerhalb 
der Gruppe gerichtet sind« zum Genozid 
zählt, war Egedes Bewertung zwar zuge-
spitzt, aber keineswegs abwegig.

Fest steht: Damit ein Verbrechen 
als Völkermord gilt, muss niemand ums 
Leben kommen. Ausschlaggebend ist die 
Absicht, »eine nationale, ethnische, rassi-
sche oder religiöse Gruppe als solche ganz 
oder teilweise zu zerstören«. Ob die Maß-
nahmen der dänischen Nachkolonialpo-
litik – neben Zwangs-
verhütungen etwa 
fragwürdige Adoptio-
nen, Kindeswegnah-
men oder erzwunge-
ne Urbanisierung –, 
die darauf abzielten, 
die Inuit an einen dä-
nischen Lebensstil 
zu assimilieren und ihnen ihre kulturel-
le Eigenart zu nehmen, in der Zusammen-
schau diesen Tatbestand erfüllen, wer-
den Historikerkommissionen zu prüfen 
haben. Der im September vorgelegte For-
schungsbericht zur »Antikonzeptionspra-
xis in Grönland zwischen 1960 und 1991«2 
jedenfalls spart menschen- und völker-
rechtliche Bewertungen ausdrücklich 

2	 Tenna Jensen u.a., Udredning af antikonceptions-
praksis i Kalaallit Nunaat i perioden 1960–1991, 
Nuuk 2025.

Der Kampf um Grönland:
Versöhnung als Geopolitik

Von E b b e  V o l q ua  r ds  e n



28 Kommentare

aus – und taugt daher auch nicht als Frei-
spruch von den erhobenen Anschuldi-
gungen.

Dennoch kündigte Høyem Mitte Ok-
tober an, zivilrechtlich gegen Egede vor-
gehen zu wollen – wegen Verleumdung.3 
Damit erkannte der frühere Grönlandmi-
nister, dessen Name in diesem Zusam-
menhang bislang gar nicht gefallen war, 
faktisch die Verantwortung für die Über-
griffe auf grönländische Mädchen und 
Frauen an. Zugleich lieferte er – ange-
sichts der fortlaufenden medialen Thema-
tisierung und der dadurch oft retrauma-
tisierten Opfergruppen – ein bemerkens-
wertes Beispiel für Täter-Opfer-Umkehr.

Seit Monaten verteidigt Høyem ohne 
erkennbare Demut die bis in seine Amts-
zeit erfolgten Zwangsverhütungen als 
angeblich notwendige Maßnahme zum 
Schutz von Inuit-Mädchen vor ungewoll-
ten Schwangerschaften. Die Verantwor-
tung der ab den 1960er Jahren in großer 
Zahl nach Grönland entsandten däni-
schen Handwerker, die häufig für die  
außerehelichen Geburten verantwortlich 

waren, blendet er dabei aus. Zwar erwar-
tet niemand, Høyem werde sich in abseh-
barer Zeit juristisch verantworten müs-
sen, aber mit Ehrenmedaillen behängt 
man so jemanden nicht.

Auch in Kopenhagen dürfte man das 
Störfeuer aus Karlsruhe wenig erfreut 
zur Kenntnis genommen haben. Verkör-
pert Høyem in seiner Uneinsichtigkeit 
doch den Archetyp einer kolonialen Er-
zählung, von der sich das offizielle Däne-
mark mühsam zu lösen versucht: Alles, 
was man in Grönland unternommen habe 

3	 Kristian Klarskov, Dansk eksminister overvejer at 
hive grønlandsk toppolitiker i retten, politiken.dk, 
11.10.2025.

– selbst das, was sich später als Irrtum er-
wies –, sei in bester Absicht zum Wohl der 
Inuit und zum Ruhm Dänemarks gesche-
hen. Wer dies in Zweifel ziehe, beschneide 
die nationale Ehre. 

Die aktuelle Regierung aber hat ver-
standen, dass sie den Mythos vom al-
truistischen Kolonialismus beerdigen 
muss, wenn sie Grönland langfristig in 
der Union halten will. Umso größer ist die 
Empörung in Grönland, wenn – wie im 
Fall Høyems – deutlich wird, dass diese 
Bemühungen keine Früchte tragen. Kom-
mentare Einzelner, die koloniales Gedan-
kengut bestätigen, können tatsächliche 
versöhnungspolitische Fortschritte für 
Wochen medial überlagern.

Dänemark wirkt getrieben
Dänemarks Ministerpräsidentin Mette 
Frederiksen ist eine gute Rednerin. Als sie 
im September in Grönlands Hauptstadt 
Nuuk reiste, um den vom Spiralenskan-
dal betroffenen Frauen eine offizielle Ent-
schuldigung auszusprechen, saß jedes 
Wort. Rhetorisch präzise wies sie auf das 
Paradox hin, dass Verhütung für die meis-
ten Frauen einen Schritt hin zu mehr 
Selbstbestimmung bedeutet habe, wäh-
rend die Grönländerinnen sie als das Ge-
genteil erfahren mussten – als Entmündi-
gung und Eingriff in die privatesten aller 
Lebensentscheidungen. Den Mädchen, 
der Hälfte aller gebärfähigen Frauen, 
waren damals viel zu große, teils von dä-
nischen Ärzten selbst gebastelte Spiralen 
eingesetzt worden. Die physischen Ver-
letzungen waren so gravierend, dass viele 
nie Mütter werden konnten. Bei der Zere-
monie in Nuuk flossen Tränen, doch die 
Stimmung war versöhnlich.

Nicht immer allerdings gelang Fre-
deriksen das Timing. Die erste Ankündi-
gung der Entschuldigung, die von grön-
ländischer Seite seit Jahren gefordert wor-
den war, fiel just auf den Tag, an dem der 
Dänische Rundfunk über direkte Ein-
flussnahme von US-Akteuren auf die öf-
fentliche Meinung in Grönland berichte-
te. Auch wenn beide Ereignisse kaum in 

»Die US-Einflussnahme 
auf Grönland hat neue 
Formen angenommen.«
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direktem Zusammenhang standen, ver-
deutlicht dies, wie eng Dänemarks plötz-
licher Eile in Sachen Versöhnungspolitik 
mit dem geopolitischen Druck der USA zu-
sammenhängt. Die Regierung wirkte ge-
trieben; die Ankündigung der Entschuldi-
gung erschien unaufrichtig.

Indes hat die US-Einflussnahme auf 
Grönland neue Formen angenommen. 
Seit Trumps Sohn, Donald Jr., im Janu-
ar 2025 die Insel besucht hatte, um in den 
Sozialen Medien Videomaterial vermeint-
lich Trump-begeisterter Grönländer zu 
verbreiten, haben die Versuche, in die öf-
fentliche Meinung einzugreifen, nicht ab-
genommen.4 Was zunächst offen auf der 
Straße geschah – rechte Influencer ver-
teilten Dollarnoten und Pizza an Kinder 
und Jugendliche –, verläuft inzwischen 
subtiler: US-Geschäftsleute, die Trumps 
Übernahmepläne offen unterstützen, 
stellen grönländischen Akteuren aus 
Wirtschaft und Politik Großinvestitionen 
in Rohstoffprojekte in Aussicht.

Gegen die »Wohlfahrtsdiktatur«
Besonders perfide: Seit US-Vizepräsident 
JD Vance Ende März 2025 die nordgrön-
ländische Pituffik Space Base besuch-
te, ist das Anprangern der angeblich bis 
heute schlechten Behandlung der Inuit 
durch Dänemark zentrales Element der 
US-Propaganda. Vance kritisierte damals 
nicht allein mangelnde dänische Investi-
tionen in die arktische Verteidigung – ein 
Feld, auf dem Dänemark seither, aber-
mals getrieben, in geradezu peinlicher 
Geschwindigkeit aufzuholen versucht –,  
sondern übernahm auch die Rhetorik 
manch grönländischer Politiker und Akti-
visten. Die USA, stellte er in Aussicht, wür-
den die Inuit respektvoller behandeln, als 
es Dänemark je getan habe.

Was angesichts der realen Geschichte 
von Begegnungen amerikanischer Siedler 
mit indigenen Völkern – darunter den mit 
den Grönländern verwandten Iñupiat aus 
Alaska – geradezu absurd erscheint, lässt 

4	 Ebbe Volquardsen, Grönland: Unabhängigkeit oder 
feindliche Übernahme, in: »Blätter«, 4/2025, S. 29–32.

sich mit etwas rhetorischem Geschick 
dennoch in eine stimmige Erzählung 
verpacken. Der skandinavische Wohl-
fahrtsstaat, der einerseits individualisier-
te Fürsorge verspricht, andererseits aber 
Individuen, die von einer staatlich vorge-
gebenen Norm abweichen, mittels weit-
reichender Eingriffe in deren Privatsphä-
re diszipliniert, steht seit langem im dia-
metralen Kontrast zum amerikanischen 
Freiheitsbegriff.5 Libertäre US-Denker wie 
Roland Huntford sprachen bereits in den 
1970er Jahren mit Blick auf Skandinavien 
von einer »Wohlfahrtsdiktatur«.6

Der dänische Staat genießt selbst in 
Zeiten global wachsender Staatsskepsis 
das Vertrauen seiner Bürger – herausge-
fordert höchstens durch das Unvermö-
gen des Militärs, russische Drohnen über 
Flughäfen abzufangen. Das hat auch mit 
der Normierung von Werten und Lebens-
weisen innerhalb der Mehrheitsgesell-
schaft zu tun. Selbst konservative Politi-
ker vertreten in Dänemark kaum das, was 
man hierzulande ein traditionelles Fami-
lienbild nennen würde. Über Grundsätz-
liches herrscht oft Einigkeit. Gruppen wie 
die Grönländer jedoch, die über Jahrzehn-
te zur Assimilation gezwungen wurden, 
stehen außerhalb dieser Konsensgemein-
schaft. Für sie galten universelle Rechte 
und Werte nie in gleichem Maß. Entspre-
chend berechtigt ist ihre Skepsis gegen-
über dem Staat – ein Umstand, den sich 
das Trump-Lager nun zunutze macht.

Dass der dänische Wohlfahrtsstaat 
bei Verdacht auf Vernachlässigung zuwei-
len auch vorschnell zur zwangsweisen 
Fremdunterbringung von Kindern neigt, 
ist selbst den Sozialbehörden der Grenz-
stadt Flensburg bekannt: Familien, die 
sich durch Fehlentscheidungen der däni-
schen Jugendämter entrechtet fühlen, su-
chen dort zunehmend Zuflucht.7 Beson-

5	 Vgl. Lill-Ann Körber und Ebbe Volquardsen, Nor-
discher Exzeptionalismus, in: Bernd Henningsen, 
Nordeuropa, Baden-Baden 2023, S. 74–79.

6	 Roland Huntford, Wohlfahrtsdiktatur, Frankfurt 
a.M. 1971.

7	 Sebastian Iwersen, Kinder weggenommen: Heidi 
Trawel flüchtet aus Dänemark, shz.de, 13.10.2025.
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ders betroffen sind in Dänemark lebende 
Grönländerinnen: Ihnen werden sechs-
mal häufiger die Kinder entzogen als eth-
nisch dänischen Müttern. Damit erreicht 
ein ursprünglich sozialrechtliches Pro- 
blem geopolitische Dimensionen.

Eine postkoloniale Föderation?
Die Regierung hat inzwischen ein Ge-
setz verabschiedet, das die als kulturun-
sensibel kritisierten Elterneignungstests 
bei Inuit-Müttern abschafft und eine Ein-
zelfallprüfung durch mit grönländischer 
Sprache und Kultur vertraute Fachkräf-
te vorschreibt. Dies wurde als Reaktion 
auf die Instrumentalisierung berechtig-
ter grönländischer Kritik durch die USA 
verstanden. Als der jungen Grönländerin 
Ivana Brønlund im September dennoch 
ihre Tochter unmittelbar nach der Ge-
burt entzogen wurde, ging ihr Fall um die 
Welt.8 Zwar kassierte ein Verwaltungsge-
richt die Entscheidung – auch die Regie-
rung hatte scharfe Kritik geübt –, doch der 
Schaden war angerichtet.

Denn nicht nur die US-Regierung, die 
sich Grönland aufgrund seiner militär-
strategischen Lage und seiner Rohstof-
fe einverleiben möchte, auch die grönlän-
dische Oppositionspartei Naleraq nutzt 
solche Fälle gezielt, um weiteres Miss-
trauen gegenüber Dänemark zu schüren. 
Unklar ist, ob sie dabei kühl kalkuliert, 
um den Druck auf Kopenhagen aufrecht-
zuerhalten und weitere überfällige Zuge-
ständnisse zu erzwingen – das wäre poli-
tische Raffinesse –, oder ob sie politisch 
naiv in Trumps Falle tappt: Indem sie den 
Zorn der grönländischen Wähler anheizt, 
könnte sie eine gleichberechtigte Neu-
ausrichtung der Union mit Dänemark er-
schweren – ganz im Sinne der USA.

Während Naleraq auf Konfrontation 
setzt, sucht Grönlands neuer liberaler Mi-
nisterpräsident Jens Frederik Nielsen in-
ternationale Anerkennung – und genießt 
es sichtlich, hofiert zu werden, als wäre 

8	  Jeffrey Gettleman, She Held Her Baby for an Hour. 
Then the State Took Her Away, nyt.com, 15.9.2025.

Grönland bereits ein souveräner Staat. 
Beim EU-Gipfel in Kopenhagen empfing 
ihn Frederiksen wie einen gleichrangi-
gen Regierungschef; kurz darauf sprach 
er als Ehrengast vor dem Europaparla-
ment. In Nuuk geben sich internationale 
Gäste die Klinke in die Hand. Im Juni war 
auch Frankreichs Präsident Emmanuel 

Macron vor Ort. Kaum aus Grönland zu-
rück, präsentierte er ein Abkommen zur 
Befriedung der Beziehungen mit Frank-
reichs nach Unabhängigkeit strebender 
ehemaliger Kolonie Neukaledonien: Die 
Pazifikinsel soll künftig ein selbststän-
diger Staat innerhalb der Französischen 
Republik sein, mit eigener Staatsbürger-
schaft.9 Macrons Initiative markiert eine 
mögliche neue Form postkolonialer Föde-
ration: eine enge Kooperation zweier his-
torisch miteinander verwobener souverä-
ner Staaten.

Seit Jahrzehnten bemühen sich 
Grönländer um die Etablierung eines 
ganz ähnlichen Modells mit Dänemark 
– was  auf der Insel wohl mehrheitsfähig 
wäre. Aufgrund des inneren wie äuße-
ren Drucks und angesichts bisheriger Zu-
geständnisse ist es nicht auszuschließen, 
dass sich Kopenhagen Macrons Abkom-
men bald zum Vorbild nehmen wird. Soll-
ten zugleich die US-Versuche scheitern, 
das Verhältnis der Grönländer zu Däne-
mark durch propagandistische Infiltrati-
on weiter zu schwächen, wäre ausgerech-
net Trumps  imperialer Besitzanspruch 
zum Katalysator einer neuen, gleichbe-
rechtigten Partnerschaft geworden. h

9	 Natalie Guibert, State of New Caledonia created 
in hard-won agreement with French government, 
lemonde.fr, 12.7.2025.

»Ausgerechnet Trumps 
imperialer Besitzanspruch 
könnte zum Katalysator einer 
neuen Partnerschaft werden.«


